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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 SB 945/01
Datum 26.03.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 SB 83/03
Datum 13.09.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
26.03.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um einen hÃ¶heren Grad der Behinderung (GdB) als 30.

Der 1958 geborene KlÃ¤ger hatte seinen Erstantrag vom 28.05.1996 auf
Feststellung von Behinderungen im Wesentlichen mit einem verdrehten Becken,
einem Zustand nach zweimaligem Bandscheibenschaden, verengtem Spinalgang
und Nervenschmerzen begrÃ¼ndet und auf die behandelnde OrthopÃ¤din Dr.H.
verwiesen. Diese hatte dem Beklagten am 31.05.1996 mitgeteilt, der KlÃ¤ger stehe
seit 07.05.1996 in ihrer Behandlung, den Befund beschrieb sie fÃ¼r diesen Tag wie
folgt: "Schultergeradestand, Beckengeradestand, orthograde Beinachsen,
FlachrÃ¼cken, abgeflachte Lendenlordose, Inklination Finger-Bodenabstand 40 cm
schmerzhaft, Reklination 10 Grad schmerzhaft, Seitneige beidseits fast aufgehoben,
li. schmerzhaft, Laseque li. bei 40 Grad positiv, re. bei 60 Grad, PrÃ¼fung der
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groben Kraft li. schmerzhaft, Muskeleigenreflexe seitengleich lebhaft, FuÃ�- und
Zehenheber o.B., paravertebraler Muskelhartspann bds. li. ) re., Druckschmerz aller
DornfortsÃ¤tze lumbal, betont ab L3, Druckschmerz Sacroiliacalgelenk li. ) re." â�¦;
"Diagnosen: Lokales Lumbalsyndrom. Lokales Cervikalsyndrom."

Auf Vorschlag der VertragsÃ¤rztin Dr.G. vom 27.06.1996 stellte daraufhin der
Beklagte mit Bescheid vom 02.07.1996 als Behinderung "Funktionsbehinderung der
WirbelsÃ¤ule mit Nerven- und Muskelreizerscheinungen" mit einem GdB von 30
fest.

Zur BegrÃ¼ndung seines Neufeststellungsantrages vom 02.11.2000 trug der
KlÃ¤ger vor, die Lendenwirbel hÃ¤tten sich verschlimmert, sie seien schmerzhafter,
er habe ein lÃ¤ngeres TaubheitsgefÃ¼hl; neu aufgetreten seien
Halswirbelfehlstellung mit TaubheitsgefÃ¼hl im Arm bis zur rechten Hand,
rezidivierende Lumboischialgien links bei Bandscheibenvorfall L5/S1, Protrusion
C4/5, Hypertonie sowie Ohrensausen. In seinem dem Beklagten Ã¼bersandten
Befundbericht vom 06.11.2000 bestÃ¤tigte der Allgemeinmediziner Dr.W. im
Wesentlichen die Angaben des KlÃ¤gers und verwies auf den beigefÃ¼gten
Entlassungsbericht der B. Klinik vom 03.11.2000. Darin fanden sich bei den
psychologischen Testergebnissen deutliche Hinweise auf psychovegetative
StÃ¶rungen, die u.a. mit dem "Intensivkurs Differenzielle Entspannung und
Kurzentspannung im beruflichen Alltag" insoweit behandelt wurden, als der KlÃ¤ger
die Reduktion des erhÃ¶hten Aktivierungsniveaus und die Stabilisierung vegetativer
Reaktionen speziell fÃ¼r berufliche Belastungssituationen ebenso wie eine
alltagstaugliche Mikroentspannung erlernte, so dass er seine psycho-physiologische
RegulationsfÃ¤higkeit hÃ¤tte steigern kÃ¶n-nen; er sei arbeitsfÃ¤hig entlassen
worden; das einkanalige EKG habe keinen Hinweis auf Arrhythmien ergeben; RR sei
unauffÃ¤llig. Der vom Beklagten zu diesen Befunden gehÃ¶rte Medizinaldirektor
Dr.O. stellte in seinem PrÃ¼fvermerk vom 04.01.2001 keine wesentliche
Ã�nderungen in den gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen fest, erachtete das
WirbelsÃ¤ulenleiden weiterhin zutreffend bewertet und stufte die Hypertonie mit
einem GdB unter 10 ein.

Daraufhin lehnte es der Beklagte mit Bescheid vom 15.01.2001 ab, eine
Neufeststellung zu treffen.

Seinen hiergegen am 19.04.2001 eingelegten Widerspruch begrÃ¼ndete der
KlÃ¤ger im Wesentlichen mit dem Einwand, der GdB sei mit 30 derzeit zu niedrig
bemessen; die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und SchmerzzustÃ¤nde seien derart
erheblich, dass in jedem Fall ein hÃ¶herer Einzel-GdB anzusetzen sei; die Schwere
dieser Behinderungen kÃ¶nne durch die OrthopÃ¤din Dr.H. jederzeit bestÃ¤tigt
werden, die zudem Ã¼ber einen neurologischen Befund verfÃ¼gen mÃ¼sste;
weiterhin werde im Reha-Entlassungsbericht eine deutliche psycho-vegetative
StÃ¶rung angefÃ¼hrt; seiner Auffassung nach handele es sich bei dem
Beschwerdebild um eine manifeste SchmerzstÃ¶rung, die bisher nicht
berÃ¼cksichtigt sei; er beantrage deshalb die ErhÃ¶hung des GdB.

In dem daraufhin vom Beklagten angeforderten Befundbericht vom 20.04.2001
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beschrieb die OrthopÃ¤din Dr.H. den Befund vom 02.02.2001:
"Schultergeradestand, Beckengeradestand, leicht abgeflachte Brustkyphose und
Lendenlordose, Schulter-Nackenmuskulatur re. durckschmerzhaft, bds. regelrecht
tonisiert. HWS-Beweglichkeit endgradig eingeschrÃ¤nkt. BWS-/LWS-Beweglichkeit:
Inklination FBA 15 cm, Reklination und Seitneige endgradig eingeschrÃ¤nkt.
Klopfschmerz am cervico-thorakalen und am lumbo-sakralen Ã�bergang. Obere
ExtremitÃ¤t: Grobe Kraft re. leicht vermindert, MER seitengleich schwach
auslÃ¶sbar. Untere ExtremitÃ¤t: VerkÃ¼rzung der ischeocruralen Muskulatur bds.,
Laseque re. bei 70 Grad. Knie li.: keine EntzÃ¼ndungszeichen, kein Erguss, E/F
0/0/145, stabile BandfÃ¼hrung. Meniskuszeichen negativ, leicht vermehrtes
retropatellares Reiben, Patellaandruckschmerz. Blockierung: Th5 li., Th7 li., L3 re.,
L5 bds., S1 bds., D2 re.: NabelverÃ¤nderung (sc. wohl NagelverÃ¤nderung), leichte
Verdickung im PIP, Faustschluss unvollstÃ¤ndig, Verminderung der Kraft."

Der PrÃ¼farzt Dr.H. bewertete die "Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule,
muskulÃ¤re Verspannungen, Nervenwurzelreizerscheinungen" zusammen mit
einem Einzel-GdB von 30 und die psychovegetativen StÃ¶rungen mit einem von 10;
der Reha-Bericht vom November 2000 erbringe keine wesentlichen neuen
Gesichtspunkte; so zeige sich das WS-Syndrom bei nur endgradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung und fehlenden sensomotorischen StÃ¶rungen mit einem
GdB von 30 durchaus angemessen bewertet; auch kÃ¶nne lediglich das psycho-
vegetative Syndrom als Behinderung anerkannt werden; ein hÃ¶herer GdB als 30
sei jedoch nicht vertretbar; ein behinderndes Blutdruckleiden liege nicht vor.

Mit Widerspruchsbescheid vom 02.07.2001 wies der Beklage den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Zur BegrÃ¼ndung seiner am 11.07.2001 zunÃ¤chst zum Sozialgericht MÃ¼nchen
erhobenen Klage trug der KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 09.08.2001 erneut vor, der
GdB sei mit 30 zu niedrig bemessen; ebensowenig sei der Einzel-GdB in HÃ¶he von
10 fÃ¼r die Behinderungen auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet nach dem Reha-
Entlassungsbericht aufrecht zu erhalten; gÃ¤nzlich unberÃ¼cksichtigt sei der von
Dr.H. bestÃ¤tigte Tinnitus, der seine nervliche Erkrankung deutlich verstÃ¤rke.

Mit Beschluss vom 13.09.2001 verwies das Sozialgericht MÃ¼nchen den
Rechtsstreit an das Ã¶rtlich zustÃ¤ndige Sozialgericht Regensburg. In dem von
diesem angeforderten Befundbericht des Allgemeinmediziners Dr.W. vom
17.04.2002 wurde u.a. ein RR 125/80 am 12.09.2001 und eine arterielle Hypertonie
beschrieben; die orthopÃ¤dischen Beschwerden bestÃ¤tigten die frÃ¼heren
Befunde. Im Befund der OrthopÃ¤din Dr.H. vom 24.04.2002 wurden Angaben des
KlÃ¤gers vom 15.11.2000 Ã¼ber Schmerzen im Kniegelenk links sowie im Nacken-
und Lumbalbereich, am 02.02.2001 Ã¼ber Schmerzen in der HWS mit Ausstrahlung
in den Hinterkopf sowie Ohrensausen und Schmerzen im Lumbalbereich, Schmerzen
im Kniegelenk links, hauptsÃ¤chlich auch unter Belastung sowie Schmerzen im
Zeigefinger rechts und am 29.03.2001 Schmerzen in der HWS, BWS und LWS sowie
Ohrensausen beschrieben. Beim Knie habe sich keine BewegungseinschrÃ¤nkung
gefunden, die Meniskuszeichen seien als fraglich positiv zu bezeichnen gewesen;
insgesamt hÃ¤tten die Beschwerden im Februar 2001 im Bereich der HWS
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zugenommen, Ohrensausen sei als zusÃ¤tzlicher Befund hinzugekommen.

Der von Amts wegen gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr.G. bestÃ¤tigte in seinem am
16.10.2002 (Tag der mÃ¼ndlichen Verhandlung) erstellten Gutachten die
Vorbefunde; bei fehlenden peripheren AusfÃ¤llen und ohne Vorliegen eines
auÃ�ergewÃ¶hnlichen Schmerzsyndroms sei das WirbelsÃ¤ulenleiden mit
BeeintrÃ¤chtigung von Seiten der HWS und LWS ausreichend gewÃ¼rdigt; ein
hÃ¶herer GdB als 30 komme derzeit bei nicht dauerhaft vorliegenden
Nervenwurzelreizerscheinungen sowie nicht sonderlich eingeschrÃ¤nktem
Bewegungsumfang nicht in Frage; fÃ¼r die psychovegetativen StÃ¶rungen ergebe
sich nach wie vor ein Teil-GdB von 10; die OhrgerÃ¤usche kÃ¶nnten vor dem
Hintergrund der Angaben des KlÃ¤gers sowie der Aktenlage bei fehlenden
zusÃ¤tzlichen Symptomen wie Ã�belkeit und Erbrechen mit einem Einzel-GdB von
10 bewertet werden; der Bluthochdruck bedinge zur Zeit noch keinen GdB von
wenigstens 10, entsprechendes gelte auch fÃ¼r die Folgen des Bruchs des 5.
Mittelhandknochens.

Nachdem der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung die Einholung eines
Gutachtens nach Â§ 109 SGG auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet von Dr.K. beantragt
hatte, wurde die mÃ¼ndliche Verhandlung vertagt. Dieses Gutachten wurde
letztlich nicht eingeholt, weil der KlÃ¤ger in der gesetzten Frist weder den
Kostenvorschuss eingezahlt noch die VerpflichtungserklÃ¤rung vorgelegt hatte.

Mit Urteil vom 26. MÃ¤rz 2003 wies das Sozialgericht die Klage im Wesentlichen
unter Hinweis auf die Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr.G. ab.

Am 09.07.2003 legte der KlÃ¤ger gegen dieses Urteil Berufung zum Bayer.
Landessozialgericht ein, zu deren BegrÃ¼ndung er im ErÃ¶rterungstermin vom
16.09.2003 nachdrÃ¼cklich auf den Reha-Entlassungsbericht der B.-Klinik vom
03.11.2000 verwies; danach kÃ¶nnte die deutliche psychovegetative StÃ¶rung
zusammen mit dem GdB von 30 fÃ¼r die WirbelsÃ¤ule zu einem Gesamt-GdB von
40 bis 50 fÃ¼hren. AnschlieÃ�end beantragte er nach Â§ 109 SGG den Nervenartz
Dr.K. als SachverstÃ¤ndigen zu hÃ¶ren. Dieser bestÃ¤tigte in seinem Gutachten
vom 16.03.2004 die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit einem GdB von 30,
den Tinnitus mit einem GdB von 10 und stellte somatoforme StÃ¶rungen im Bereich
des Bewegungsapparates und der Kreislauforgane mit einem GdB von 20 fest. In
Anbetracht der durch die WirbelsÃ¤ulenerkrankung des KlÃ¤gers aktualisierten
Schmerzsymptomatik und einer daraus resultierenden psychischen Belastung, die
die somatoforme StÃ¶rung einerseits verschlimmere sowie der Wechselwirkung
durch die somatoforme StÃ¶rung im Bereich des Bewegungsapparates und der
Kreislauforgane erscheine ein Gesamt-GdB von 40 ab Oktober 2000 gerechtfertigt;
die somatoforme StÃ¶rung sei in eine arterielle Hypertonie gemÃ¼ndet, die als
psychosomatische Erkrankung bereits im Aufnahmebefund der B. Klinik vom
12.10.2000 deutlich werde; die Erkrankung im Bereich des Bewegungsapparates
aktualisiere sich bereits 1999 und mÃ¼ndete in Nackenschmerzen mit Ausstrahlung
in den Hinterkopf und den rechten Arm.

Der Beklagte legte mit Schreiben vom 12.05.2004 ein nervenÃ¤rztliches Gutachten
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nach Aktenlage der Dr.F. (Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie, Sozialmedizin) vom 26.04.2004
vor, in dem die geklagten Beschwerden entsprechend dem Vergleichsgutachten
Dr.G. mit einem Einzel-GdB von jeweils 10 und die Beschwerden der WirbelsÃ¤ule
wie bisher mit 30, insgesamt mit 30 bewertet wurden.

Mit Schreiben vom 25.05.2004 bezweifelte der KlÃ¤ger, dass eine Untersuchung in
einem Zimmer des Sozialgerichts einer Begutachtung in den PraxisrÃ¤umen eines
Gutachters gleichgesetzt werden kÃ¶nne; die GrÃ¼ndlichkeit und VollstÃ¤ndigkeit
des Gutachtens Dr.K. kÃ¶nne sicher nicht bezweifelt werden; es bestehe keine
Veranlassung, an dem von Dr.K. vorgeschlagenen Gesamt-GdB von 40 zu zweifeln.

Der Beklagte trug im Schreiben vom 14.06.2004 vor, die AusfÃ¼hrungen des
BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers fÃ¼hrten zu keiner Ã�nderung seiner Beurteilung;
mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung bestehe EinverstÃ¤ndnis.

Mit Schreiben vom 30.06.2005 bat der Senat den Beklagten, zu den AusfÃ¼hrungen
des SachverstÃ¤ndigen Dr.K. unter 3 b) eine ausfÃ¼hrliche Ã¤rztliche
Stellungnahme vorzulegen, in der unter Beachtung der "Anhaltspunkte fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz", 1996, 2004 (AP), u.a. auch auf die "somatoforme
StÃ¶rung" und die dadurch bedingte "Wechselwirkung" eingegangen werden sollte.

Mit Schriftsatz vom 25.07.2005 Ã¼bersandte der Beklagte das nervenÃ¤rztliche
Gutachten nach Aktenlage der Dr.F. vom 18.07.2005. Darin wurden somatoforme
StÃ¶rungen (ICD-10 F450-F459) definiert als charakteristischerweise StÃ¶rungen
mit Darbietung kÃ¶rperlicher Symptome, verbunden mit hartnÃ¤ckigen
Forderungen nach medizinischen Untersuchungen, die nicht kÃ¶rperlich
begrÃ¼ndbar seien. Im Falle des KlÃ¤gers werde im Gutachten des Dr.K. von
Kopfschmerzen und Neigung zu Schwindelerscheinungen berichtet; daneben werde
Ã¼ber OhrgerÃ¤usche mit leichtem Pfeifen zur Nacht geklagt; zeitweilig seien
GefÃ¼hlsstÃ¶rungen im rechten Zeigefinger sowie an der AuÃ�enseite des linken
Beines gegeben; der Schlaf sei im Sinne von EinschlafstÃ¶rungen verkÃ¼rzt;
Appetit sei gut; Stuhlgang: Neigung zu Opstipation; MerkfÃ¤higkeit und
GedÃ¤chtnis: Probleme seien gegeben; Ã¼ber Depressionen werde nicht berichtet,
jedoch habe der KlÃ¤ger Angst vor Verlust des Arbeitsplatzes; daneben werde
Ã¼ber chronische RÃ¼ckenschmerzen sei 30 Jahren berichtet, zeitweilig in der
Lendenwirbel- und in der HalswirbelsÃ¤ule, wechselnd ausgeprÃ¤gt; behandelt
werde mit einem gebrÃ¤uchlichen Schmerzmittelt; neurologische AusfÃ¤lle seien
nicht gegeben gewesen; psychisch kein Anhalt fÃ¼r depressive Verstimmung, keine
kognitiven StÃ¶rungen, kein Anhalt fÃ¼r GedÃ¤chtnis- oder
MerkfÃ¤higkeitsschwÃ¤che; bei der psychologischen Testung habe sich kein
Hinweis fÃ¼r zerebrale Leistungsminderung ergeben; nach Aktenlage, insbesondere
unter BerÃ¼cksichtigung des Entlassungsberichts der B.-Klinik F. , habe der KlÃ¤ger
stets ausreichend behinderungsadÃ¤quates Verhalten gezeigt; er habe von den
angebotenen psychologischen MaÃ�nahmen profitieren kÃ¶nnen; fÃ¼r die
geklagten Beschwerden hÃ¤tte ein organisches Korrelat festgestellt werden
kÃ¶nnen; zusammenfassend kÃ¶nne somit, abweichend von der Beurteilung Dr.K. ,
eine SomatisierungsstÃ¶rung mit psychischer Fehlanpassung oder inadÃ¤quaten
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Verhaltensweisen bezÃ¼glich der chronischen WirbelsÃ¤ulenerkrankung nicht
festgestellt werden kÃ¶nnen. Die geklagten Schmerzen, die adÃ¤quat behandelt
wÃ¼rden, seien Ausdruck einer kÃ¶rperlichen Erkrankung und im
Behinderungsleiden als Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit Nerven- und
Muskelreizerscheinungen mit einem GdB von 30 ausreichend bewertet;
hinzutrÃ¤ten psychovegetative StÃ¶rungen; Ausdruck hierfÃ¼r seien
SchlafstÃ¶rungen, MiÃ�empfindungen, zeitweilige Unruhe; hierfÃ¼r kÃ¶nne ein
Einzel-GdB von 10 festgestellt werden.

Der KlÃ¤ger beantragte mit Schreiben vom 18.08.2005 die zwei nervenÃ¤rztlichen
Gutachten nach Aktenlage des Beklagten dem SachverstÃ¤ndigen Dr.K. zur
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vorzulegen, in der Sache folge er nach wie vor
dessen AusfÃ¼hrungen. Mit Schreiben vom 30.08.2005 erklÃ¤rte er sein
EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Regensburg vom
26.03.2003 sowie des Bescheides vom 15.01.2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 04.07.2001 zu verurteilen, den bei ihm bestehenden
GdB spÃ¤testens ab Antragstellung (02.11.2000) mit einem hÃ¶heren GdB als 30
festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
26.03.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

BezÃ¼glich des weiteren Sachverhalts in den Verfahren des Beklagten und des
Sozialgerichts wird gem. Â§ 202 SGG und Â§ 543 der Zivilprozessordnung (ZPO) auf
den Tatbestand des angefochtenen Urteils und die dort angefÃ¼hrten Beweismittel,
hinsichtlich des Sachverhalts im Berufungsverfahren auf die SchriftsÃ¤tze der
Beteiligten und den Inhalt der Berufungsakte nach Â§ 136 Abs.2 SGG Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers (Â§ 51 Abs.1 Nr.7 SGG i.V.m. Â§ 69 des
Neunten Buches des Sozialgesetzbuches â�� SGB IX -, Â§Â§ 143, 151 SGG) ist nicht
begrÃ¼ndet und deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat konnte nach Â§ 124 Abs.2 SGG entscheiden, nachdem beide Beteiligte
hierzu ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt hatten.

Das angefochtene Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom 26.03.2003 und der
ihm zugrundeliegende Bescheid des Beklagten vom 15.01.2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 04.07.2001 sind nicht zu beanstanden. Der KlÃ¤ger
hat keinen Anspruch darauf, dass die nach Â§ 69 Abs.1 Satz 1 SGB IX zustÃ¤ndigen
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BehÃ¶rden des Beklagten weitere FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen bzw. einen GdB
hÃ¶her als 30 feststellen.

In den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei Erlass des
Vergleichsbescheides vom 02.07.1996 vorgelegen haben, ist keine wesentliche
Ã�nderung/Verschlimmerung nach Â§ 69 SGB IX, frÃ¼her Â§ 4
Schwerbehindertengesetz- SchwbG -, i.V.m. Â§ 48 Abs.1 SGB X eingetreten, die den
Beklagten verpflichten wÃ¼rde, einen Neufeststellungsbescheid mit einem
hÃ¶heren GdB als 30 zu erlassen. Grundlage fÃ¼r die PrÃ¼fung und Feststellung
eines GdB von 30 im Bescheid vom 02.07.1996 waren die Angaben des KlÃ¤gers im
Fragebogen sowie die Mitteilung der behandelnden OrthopÃ¤din Dr.H. vom
31.05.1996. Diese beschrieb im Wesentlichen ein lokales Lumbal- und
Zervikalsyndrom mit beidseitigem paravertebralem Muskelhartspann, Nerven- und
Muskelreizerscheinungen. Diese "Funktionsbehinderungen der WirbelsÃ¤ule mit
Nerven- und Muskelreizerscheinungen" stellte der Beklagte entsprechend der
Nr.26.18 AP mit einem GdB von 30 fest. In dem vom Beklagten angeforderten
Befundbericht der OrthopÃ¤din Dr.H. vom 20.04.2000 werden im Wesentlichen
gleiche Befunde beschrieben; die Schulter-Nackenmuskulatur rechts sei
druckschmerzhaft, die HWS-Beweglichkeit endgradig eingeschrÃ¤nkt; BWS-LWS-
Beweglichkeit weist einen Finger-Boden-Abstand von 15 cm (frÃ¼her 40 cm
schmerzhaft) auf, Reklination und Seitneige wird als endgradig eingeschrÃ¤nkt
(frÃ¼her Reklination 10 Grad schmerzhaft, Seitneige beidseits fast aufgehoben).
Die hierauf vom PrÃ¼farzt Dr.H. vorgenommene Bewertung der
"Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, muskulÃ¤re Verspannungen,
Nervenwurzelreizerscheinungen" mit einem GdB von 30 und die dem
Entlassungsbericht der B.-Klinik vom 03.11.2000 entnommenen Hinweise auf
psychovegetative StÃ¶rungen mit einem GdB von 10 sind nicht zu beanstanden. Zu
Recht wies er darauf hin, das WS-Syndrom zeige sich nur bei endgradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung und sei bei fehlenden sensomotorischen StÃ¶rungen
angemessen mit einem GdB von 30 bewertet.

Diese Bewertung deckt sich auch mit den Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen
Dr.G. in seinem Gutachten vom 16.10.2002. Dieser stellte fest, bei fehlenden
peripheren AusfÃ¤llen und ohne Vorliegen eines auÃ�ergewÃ¶hnlichen
Schmerzsyndroms sei das WirbelsÃ¤ulenleiden mit BeeintrÃ¤chtigung von Seiten
der HWS und LWS ausreichend gewÃ¼rdigt; fÃ¼r die psychovegetativen
StÃ¶rungen ergÃ¤be sich nach wie vor ein Teil-GdB von 10, die OhrgerÃ¤usche
kÃ¶nnten vor dem Hintergrund der Angaben des KlÃ¤gers sowie der Aktenlage bei
fehlenden zusÃ¤tzlichen Symptomen wie Ã�belkeit und Erbrechen mit einem Einzel-
GdB von 10 bewertet werden; der Bluthochdruck bedinge z.Zt. noch keinen GdB von
wenigstens 10, ebensowenig wie die Folgen des Bruch des fÃ¼nften
Mittelhandknochens.

Im Wesentlichen werden diese Befunde/Beschwerden auch von dem nach Â§ 109
SGG gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen Dr.K. in seinem Gutachten vom 16.03.2004
bestÃ¤tigt. Soweit Dr.K. jedoch von somatoformen StÃ¶rungen im Bereich des
Bewegungsapparates und der Kreislauforgane ausgeht und diese insgesamt mit
einem GdB von 20 bewertet, kann der Senat sich ihm nur eingeschrÃ¤nkt
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anschlieÃ�en. Selbst wenn man seine Annahme einer durch die
WirbelsÃ¤ulenerkrankung des KlÃ¤gers aktualisierten Schmerzsymptomatik und
einer daraus resultierenden psychischen Belastung, die die somatoforme StÃ¶rung
verschlimmere, der Beurteilung zugrundelegt, so ist nicht zu Ã¼bersehen, dass die
wesentlichen Schmerzen des Bewegungsapparates, bedingt durch die WirbelsÃ¤ule,
bereits frÃ¼her vorlagen und in dem GdB von 30 als typische Schmerzen bereits
mitberÃ¼cksichtigt sind. Bei der Bewertung kommt es schlieÃ�lich entscheidend
auf die BeeintrÃ¤chtigungen im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens an, um festzustellen,
ob die Auswirkungen sich Ã¼berschneiden oder verstÃ¤rken. Hierbei kommt es
ganz entscheidend darauf an, ob sich die festgestellten StÃ¶rungen geringfÃ¼gig
oder erheblich verstÃ¤rken oder sich andererseits Ã¼berschneiden, so dass eine
ErhÃ¶hung des GdB Ã¼berhaupt ausscheidet (vgl. BSG vom 16.03.1994, Az.: 9 RVs
6/93 = SozR 3-3870 Â§ 4 Nr.9 = Breithaupt 1995, 130). Abgesehen davon ergeben
sich zumindest berechtigte Zweifel, ob die vom KlÃ¤ger geschilderten Schmerzen
und BeeintrÃ¤chtigungen als somatoforme StÃ¶rungen Ã¼berhaupt vorliegen. So
weist Dr.F. in ihrem nervenÃ¤rztlichen Gutachten nach Aktenlage vom 18.07.2005
darauf hin, dass er KlÃ¤ger auch unter BerÃ¼cksichtigung des Entlassungsberichts
der B.-Klinik vom 03.11.2000 stets ausreichend behinderungsadÃ¤quates Verhalten
gezeigt habe; er habe von den angebotenen psychologischen MaÃ�nahmen
profitieren kÃ¶nnen; fÃ¼r die geklagten Beschwerden habe jedes Mal ein
organisches Korrelat festgestellt werden kÃ¶nnen und nicht wie bei somatoformen
StÃ¶rungen sonst Ã¼blich StÃ¶rungen mit Darbietung kÃ¶rperlicher Symptome, die
kÃ¶rperlich nicht begrÃ¼ndbar seien. Selbst wenn man jedoch von einer
SomatisierungsstÃ¶rung ausgeht, gelangt man fÃ¼r derartige
"BefindlichkeitsstÃ¶rungen" mit vegetativen Symptomen, gestÃ¶rter
Schmerzverarbeitung, LeistungseinbuÃ�en und KÃ¶rperfunktionsstÃ¶rungen, denen
kein oder primÃ¤r kein organischer Befund zugrundeliegt, nicht zu einem Einzel-
GdB von 20. Als BewertungsmaÃ�stab sind hierbei die unter Nr.26.3 AP bei den
"Neurosen, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen, Folgen psychischer Traumen" genannten
psychovegetativen oder psychischen StÃ¶rungen mit EinschrÃ¤nkungen der
Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit und eventuell sozialen
Anpassungsschwierigkeiten heranzuziehen (vgl. Niederschrift Ã¼ber die Tagung der
Sektion "Versorgungsmedizin" des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirats beim BMA
vom 25. bis 26.11.1998). Danach ist fÃ¼r leichtere psychovegetative oder
psychische StÃ¶rungen ein Bewertungsrahmen von 0-20 vorgesehen. Legt man
diesem Bewertungsrahmen die vom KlÃ¤ger anlÃ¤sslich der Begutachtung bei Dr.K.
festgehaltenen Angaben zugrunde, so fÃ¤llt auf, dass der KlÃ¤ger nach wie vor
seinen Arbeitsplatz innehat, lediglich Angst hat, ihn zu verlieren und Ã¼ber
chronische RÃ¼ckenschmerzen sei 30 Jahren berichtet; behandelt wird er mit
einem gebrÃ¤uchlichen Schmerzmittel, neurologische AusfÃ¤lle waren nicht
gegeben, psychisch fand sich kein Anhalt fÃ¼r depressive Verstimmung, keine
kognitiven StÃ¶rungen, kein Anhalt fÃ¼r GedÃ¤chtnis- oder
MerkfÃ¤higkeitsschwÃ¤che; die psychologische Testung ergab keinen Hinweis fÃ¼r
zerebrale Leistungsminderung. Auch Ã¼ber soziale Anpassungsschwierigkeiten wird
in keinem erheblichen Umfang berichtet, so dass es insgesamt nicht veranlasst ist,
fÃ¼r die leichteren psychovegetativen oder psychischen StÃ¶rungen des KlÃ¤gers
den Bewertungsrahmen eines GdB von 0-20 voll auszuschÃ¶pfen; ein Einzel-GdB
von 10 hierfÃ¼r fÃ¼hrt ebenso wie eine eher unter einem GdB von 20 liegende
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somatoforme StÃ¶rung zu keinem hÃ¶heren Gesamt-GdB von nach wie vor 30.
Damit sind die bereits in dem Einzel-GdB fÃ¼r das WirbelsÃ¤ulenleiden enthaltenen
Schmerzen mitberÃ¼cksichtigt.

Nachdem der Senat anhand der AP und der im Wesentlichen von sÃ¤mtlichen
SachverstÃ¤ndigen gleich bewerteten Befunde und Beurteilungen die
Schmerzsymptomatik beurteilen kann, ist er nicht gehalten, die EinwÃ¤nde des
Beklagten dem SachverstÃ¤ndigen Dr.K. nochmals zur Stellungnahme vorzulegen.
Insgesamt hÃ¤lt er fÃ¼r Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit Nerven- und
Muskelreizerscheinungen â�� GdB 30 -, Tinnitus â�� GdB 10 â�� und
psychovegetative StÃ¶rungen â�� GdB 10 â�� einen Gesamt-GdB von 30 nach wie
vor fÃ¼r angemessen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

Ein Grund fÃ¼r die Zulassung der Revision besteht nicht (Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG).

Erstellt am: 07.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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